
Notifizierungsnummer: 2021/853/D

Entwurf einer Vierten Verordnung zur Änderung der Ersten
Verordnung zum Sprengstoffgesetz

Eingangsdatum : 14/12/2021

Ende der Stillhaltefrist :

Mitteilung

Mitteilung 001 

Mitteilung der Kommission - TRIS/(2021) 04558 
Richtlinie (EU) 2015/1535 
Notificación - Oznámení - Notifikation - Notifizierung - Teavitamine - Γνωστοποίηση - Notification - Notification -
Notifica - Pieteikums - Pranešimas - Bejelentés - Notifika - Kennisgeving - Zawiadomienie - Notificação -
Hlásenie-Obvestilo - Ilmoitus - Anmälan - Нотификация : 2021/0853/D - Notificare. 

No abre el plazo - Nezahajuje odklady - Fristerne indledes ikke - Kein Fristbeginn - Viivituste perioodi ei avata -
Καμμία έναρξη προθεσμίας - Does not open the delays - N'ouvre pas de délais - Non fa decorrere la mora -
Neietekmē atlikšanu - Atidėjimai nepradedami - Nem nyitja meg a késéseket - Ma’ jiftaħx il-perijodi ta’ dawmien
- Geen termijnbegin - Nie otwiera opóźnień - Não inicia o prazo - Neotvorí oneskorenia - Ne uvaja zamud -
Määräaika ei ala tästä - Inleder ingen frist - Не се предвижда период на прекъсване - Nu deschide perioadele
de stagnare - Nu deschide perioadele de stagnare. 

(MSG: 202104558.DE) 

1. Strukturierte Informationszeile
MSG 001 IND 2021 0853 D DE 14-12-2021 D NOTIF 

2. Mitgliedstaat
D 

3. Verantwortliches Ministerium
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz, Referat E C 2, 11019 Berlin, 
Tel.: 0049-30-2014-6392, E-Mail: infonorm@bmwi.bund.de 

3. Zuständige Stelle
Bundesministerium des Innern und für Heimat, Referat KM 5, 10557 Berlin, 
Tel.: 0049-30-18681-10129, E-Mail: KM5@bmi.bund.de 

4. Notifizierungsnummer
2021/0853/D - C00C 
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5. Titel
Entwurf einer Vierten Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz 

6. md.prodConc_missing
Pyrotechnische Gegenstände der Kategorie F2 

7. Notifizierung nach einem anderen Rechtsakt
- 

8. Inhaltszusammenfassung
Das Überlassen von pyrotechnischen Gegenständen der Kategorie F2 an Privatpersonen ohne
sprengstoffrechtliche Erlaubnis wird wie bereits im Jahr 2020 im Jahr 2021 auch für den Zeitraum vom 29.
Dezember bis zum 31. Dezember untersagt. In diesem Zeitraum war es in den Jahren vor 2020 in der
Bundesrepublik Deutschland ansonsten zulässig. 

9. Kurze Begründung
Im Dezember 2021 ist die Auslastung der Intensivbetten in Krankenhäusern deutschlandweit pandemiebedingt
erneut sehr hoch und bereits höher als im Vergleichszeitraum 2020. In Teilen Deutschlands steht eine
Überlastung der Gesundheitsversorgung unmittelbar bevor oder ist bereits eingetreten. Angesichts der hohen
Infektionszahlen ist eine Entspannung der Situation in den Krankenhäusern zum Jahresende nicht absehbar. 

Im Zusammenhang mit dem Abbrennen von Feuerwerkskörpern zum Jahreswechsel kam es in der
Vergangenheit immer wieder zu vielen, teils schweren Verletzungen. Die Auslastung der Krankenhäuser,
insbesondere der Notfallambulanzen ist an diesen Tagen im Vergleich zum Rest des Jahres regelmäßig bereits
ungewöhnlich hoch. Unfälle in der Silvesternacht sowie Einsätze von Notärzten und Rettungsdiensten waren zu
Silvester 2020, in welchem ein Überlassungsverbot für Feuerwerk galt, im Vergleich zum Vorjahr erheblich
zurückgegangen. 

Das generelle, temporäre Überlassungsverbot ist ein geeignetes Mittel, eine Reduzierung der Unfälle und damit
eine Schonung der Krankenhauskapazitäten zu erreichen, da die Nutzung von pyrotechnischen Gegenständen
durch Verbraucher zum Jahreswechsel, sofern diese im Jahr 2021 kein Feuerwerk erwerben können, rein
quantitativ auf ein Minimum gesenkt wird. 

10. Bezugsdokumente - Grundlagentexte
Bezug zu den Grundlagentexten: Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September
2002 (BGBl. I S. 3518) 

Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1991 (BGBl. I
S. 169) 
Grundlagentexte wurden im Rahmen einer früheren Notifizierung übermittelt: 2009/092/D: 2004/513/D 

11. Veranlassung des Dringlichkeitsverfahrens
Ja 
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12. Gründe für die Dringlichkeit
Das Ersuchen um eine Behandlung als dringliche Angelegenheit begründet sich daraus, dass 
das aktuell sehr ernste Corona-Infektionsgeschehen in der Bundesrepublik Deutschland es nicht zulässt, die
Stellungnahme in der üblichen Frist abzuwarten. Insbesondere ist es notwendig, die entsprechenden
Regelungen vor Beginn des nach bisheriger Rechtslage im Jahr 2021 wieder zulässigen Verkaufs von
Silvesterfeuerwerk zu treffen. 

13. Vertraulichkeit
Nein 

14. Steuerliche Maßnahmen
Nein 

15. Folgenabschätzung
Folgenabschätzung ist in der Begründung zum Verordnungsentwurf enthalten. 

16. TBT- und SPS-Aspekte
TBT-Übereinkommen 

Nein - Der Entwurf ist weder eine technische Vorschrift noch eine Konformitätsbewertung 

SPS-Übereinkommen 

Nein - Der Entwurf ist keine gesundheitspolizeiliche oder pflanzenschutzrechtliche Maßnahme 

********** 
Europäische Kommission 

Allgemeine Kontaktinformationen Richtlinie (EU) 2015/1535 
Fax: +32 229 98043 
email: grow-dir2015-1535-central@ec.europa.eu
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